
Schriftliche Anfrage  
des Abgeordneten Andreas Jurca AfD  
vom 21.05.2026

Ermittlungs-, Straf- und Disziplinarverfahren wegen Sexualdelikten gegen Rich-
ter, Staatsanwälte und Justizbedienstete in Bayern seit 2000

Richter, Staatsanwälte und Justizbedienstete tragen besondere Verantwortung für 
Rechtsstaatlichkeit und Vertrauen in die Justiz. Von besonderem öffentlichem Interesse 
ist, wie der Staat mit strafrechtlichen Vorwürfen gegen Justizangehörige selbst um-
geht, insbesondere bei Sexualdelikten, Besitz oder Verbreitung kinderpornografischer 
Inhalte sowie sonstigen Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung.

Die Staatsregierung wird gefragt:

1.		 Ermittlungsverfahren seit 2000  �   4

1.1	 Wie viele Ermittlungsverfahren wegen Sexualdelikten wurden seit dem 
Jahr 2000 gegen Richter, Staatsanwälte, Rechtspfleger, Justizvollzugs-
bedienstete oder sonstige Justizbedienstete in Bayern eingeleitet?  �   4

1.2	 Wie verteilen sich diese Verfahren nach Berufsgruppen?  �   4

1.3	 Wie verteilen sich diese Verfahren nach Jahren und Staatsanwalt-
schaften?  �   4

2.		 Deliktsgruppen  �   4

2.1	 Wegen welcher Straftatbestände wurde jeweils ermittelt?  �   4

2.2	 Wie viele Verfahren betrafen Besitz, Erwerb oder Verbreitung kinder-
pornografischer Inhalte?  �   4

2.3	 Wie viele Verfahren betrafen sexuelle Übergriffe, sexuellen Missbrauch, 
Belästigung oder sonstige Straftaten gegen die sexuelle Selbst-
bestimmung?  �   4

3.		 Verfahrensausgänge  �   4

3.1	 Wie viele Verfahren wurden eingestellt?  �   4

3.2	 Aus welchen Gründen erfolgten Einstellungen?  �   4

3.3	 Wie viele Verfahren führten zu Strafbefehl, Anklage, Hauptverhandlung 
oder rechtskräftiger Verurteilung?  �   4
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4.		 Strafmaß  �   4

4.1	 Welche Strafen wurden in rechtskräftig abgeschlossenen Verfahren 
verhängt?  �   4

4.2	 Wie hoch waren Geldstrafen, Freiheitsstrafen mit Bewährung und Frei-
heitsstrafen ohne Bewährung?  �   4

4.3	 Wie bewertet die Staatsregierung das Strafmaß im Vergleich zu Ver-
fahren gegen Personen außerhalb des Justizdienstes bei vergleich-
baren Delikten?  �   5

5.		 Durchsuchungen und Zwangsmaßnahmen  �   5

5.1	 Wie viele Wohnungs-, Büro-, Dienstzimmer-, Datenträger- oder sons-
tige Durchsuchungen wurden in diesen Verfahren durchgeführt?  �   5

5.2	 Wie oft wurden Computer, Mobiltelefone, Speichermedien oder dienst-
liche Geräte sichergestellt?  �   5

5.3	 In wie vielen Fällen wurden Untersuchungshaft, Meldeauflagen oder 
sonstige Zwangsmaßnahmen angeordnet?  �   5

6.		 Disziplinar- und dienstrechtliche Folgen  �   5

6.1	 Welche disziplinarrechtlichen Verfahren wurden eingeleitet?  �   5

6.2	 Welche dienstrechtlichen Folgen traten ein, insbesondere Suspendie-
rung, Versetzung, Entfernung aus dem Dienst, Ruhestandsversetzung 
oder Verlust von Versorgungsansprüchen?  �   5

6.3	 In wie vielen Fällen verblieben Betroffene trotz Ermittlungs- oder Straf-
verfahren im Dienst?  �   5

7.		  Zuständigkeit und Neutralität  �   5

7.1	 Welche Staatsanwaltschaften waren mit Ermittlungen gegen Justiz-
angehörige befasst?  �   5

7.2	 In wie vielen Fällen wurde die Zuständigkeit zur Vermeidung von 
Interessenkonflikten an eine andere Staatsanwaltschaft abgegeben?  �   6

7.3	 Welche Vorgaben bestehen für Ermittlungen gegen Richter, Staats-
anwälte oder Justizbedienstete wegen schwerer Sexualdelikte?  �   6

8.		 Kosten, Kontrolle und Bewertung  �   6

8.1	 Welche Kosten entstanden seit 2000 durch Ermittlungs-, Straf-, Dis-
ziplinar- und Ruhestandsverfahren gegen Justizangehörige wegen 
Sexualdelikten?  �   6

8.2	 Welche Kontrollmechanismen bestehen, um Straftaten von Justizan-
gehörigen frühzeitig zu erkennen und konsequent zu verfolgen?  �   6
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8.3	 Nach welchen Kriterien misst die Staatsregierung die Wirksamkeit 
aktueller und künftiger Kontroll- und Verfolgungsmaßnahmen gegen 
Justizangehörige bei Sexualdelikten, insbesondere im Hinblick auf 
Strafverfolgung, Disziplinarfolgen, Kosten, Verfahrensdauer und Ver-
trauen in die Justiz?  �   6

Hinweise des Landtagsamts  �   8
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Antwort  
des Staatsministeriums der Justiz  
vom 11.07.2026

1.		 Ermittlungsverfahren seit 2000

1.1	 Wie viele Ermittlungsverfahren wegen Sexualdelikten wurden seit 
dem Jahr 2000 gegen Richter, Staatsanwälte, Rechtspfleger, Justiz-
vollzugsbedienstete oder sonstige Justizbedienstete in Bayern ein-
geleitet?

1.2	 Wie verteilen sich diese Verfahren nach Berufsgruppen?

1.3	 Wie verteilen sich diese Verfahren nach Jahren und Staatsanwalt-
schaften?

2.		 Deliktsgruppen

2.1	 Wegen welcher Straftatbestände wurde jeweils ermittelt?

2.2	 Wie viele Verfahren betrafen Besitz, Erwerb oder Verbreitung kinder-
pornografischer Inhalte?

2.3	 Wie viele Verfahren betrafen sexuelle Übergriffe, sexuellen Miss-
brauch, Belästigung oder sonstige Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung?

3.		 Verfahrensausgänge

3.1	 Wie viele Verfahren wurden eingestellt?

3.2	 Aus welchen Gründen erfolgten Einstellungen?

3.3	 Wie viele Verfahren führten zu Strafbefehl, Anklage, Hauptverhandlung 
oder rechtskräftiger Verurteilung?

4.		 Strafmaß

4.1	 Welche Strafen wurden in rechtskräftig abgeschlossenen Verfahren 
verhängt?

4.2	 Wie hoch waren Geldstrafen, Freiheitsstrafen mit Bewährung und 
Freiheitsstrafen ohne Bewährung?
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4.3	 Wie bewertet die Staatsregierung das Strafmaß im Vergleich zu Ver-
fahren gegen Personen außerhalb des Justizdienstes bei vergleich-
baren Delikten?

5.		 Durchsuchungen und Zwangsmaßnahmen

5.1	 Wie viele Wohnungs-, Büro-, Dienstzimmer-, Datenträger- oder sons-
tige Durchsuchungen wurden in diesen Verfahren durchgeführt?

5.2	 Wie oft wurden Computer, Mobiltelefone, Speichermedien oder dienst-
liche Geräte sichergestellt?

5.3	 In wie vielen Fällen wurden Untersuchungshaft, Meldeauflagen oder 
sonstige Zwangsmaßnahmen angeordnet?

6.		 Disziplinar- und dienstrechtliche Folgen

6.1	 Welche disziplinarrechtlichen Verfahren wurden eingeleitet?

6.2	 Welche dienstrechtlichen Folgen traten ein, insbesondere Suspen-
dierung, Versetzung, Entfernung aus dem Dienst, Ruhestandsver-
setzung oder Verlust von Versorgungsansprüchen?

6.3	 In wie vielen Fällen verblieben Betroffene trotz Ermittlungs- oder 
Strafverfahren im Dienst?

Die Fragen 1.1 bis 6.3 werden zusammen beantwortet.

Statistische Daten im Sinn der Fragestellung liegen nicht vor. Eine Erhebung der Daten 
wäre nur durch eine manuelle Einzelauswertung des Aktenbestandes der Staats-
anwaltschaften und der mit Disziplinarverfahren betrauten Stellen möglich. Auch unter 
Berücksichtigung der großen Bedeutung des parlamentarischen Fragerechts der Ab-
geordneten des Landtags wäre der hiermit verbundene Aufwand unvertretbar hoch.

Ergänzend wird hinsichtlich Gegenstand und Zweck der nach bundeseinheitlichen 
Kriterien abgestimmten Justizgeschäftsstatistiken der Staatsanwaltschaften (StA-
Statistik) auf die Antwort des Staatsministeriums der Justiz vom 22. Mai 2026 auf die 
Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Andreas Jurca (AfD) vom 20. Februar 2026 
betreffend „Staatsanwaltschaft Augsburg (II) – Kontrollmechanismen, Verhältnis-
mäßigkeit von Ermittlungsmaßnahmen, Ressourceneinsatz und ministerielle Aufsicht“ 
Bezug genommen.

7.		  Zuständigkeit und Neutralität

7.1	 Welche Staatsanwaltschaften waren mit Ermittlungen gegen Justiz-
angehörige befasst?
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7.2	 In wie vielen Fällen wurde die Zuständigkeit zur Vermeidung von 
Interessenkonflikten an eine andere Staatsanwaltschaft abgegeben?

7.3	 Welche Vorgaben bestehen für Ermittlungen gegen Richter, Staats-
anwälte oder Justizbedienstete wegen schwerer Sexualdelikte?

Die Fragen 7.1 bis 7.3 werden zusammen beantwortet.

Die Wahrnehmung der staatsanwaltschaftlichen Aufgaben kann gemäß § 145 Gerichts-
verfassungsgesetz (GVG) einer anderen als der örtlich zuständigen Staatsanwaltschaft 
übertragen werden, wenn dies aufgrund der Umstände des Einzelfalls sachdienlich ist. 
In der Regel erfolgt eine Übertragung auch dann, wenn aufgrund eines besonderen 
Näheverhältnisses des Beschuldigten oder anderer Verfahrensbeteiligter zu der örtlich 
zuständigen Staatsanwaltschaft der Anschein fehlender Neutralität entstehen kann.

Im Übrigen wird auf die Antwort zu den Fragen 1.1 bis 6.3 Bezug genommen.

8.		 Kosten, Kontrolle und Bewertung

8.1	 Welche Kosten entstanden seit 2000 durch Ermittlungs-, Straf-, Dis-
ziplinar- und Ruhestandsverfahren gegen Justizangehörige wegen 
Sexualdelikten?

Auf die Antwort zu den Fragen 1.1 bis 6.3 wird Bezug genommen. 

Allgemein gilt: Strafrechtliche Ermittlungsverfahren und Disziplinarverfahren sind 
nicht durch Wirtschaftlichkeitserwägungen bestimmt. Vielmehr richten sich straf- und 
disziplinarrechtliche Ermittlungen nach dem Legalitätsprinzip (§ 152 Abs. 2 Straf-
prozessordnung – StPO) bzw. nach Art. 19 Bayerisches Disziplinargesetz (BayDG) 
und den übrigen Bestimmungen der StPO und des BayDG, wobei Art und Umfang der 
Ermittlungstätigkeit von den Umständen des Einzelfalls abhängen.

8.2	 Welche Kontrollmechanismen bestehen, um Straftaten von Justiz-
angehörigen frühzeitig zu erkennen und konsequent zu verfolgen?

8.3	 Nach welchen Kriterien misst die Staatsregierung die Wirksamkeit 
aktueller und künftiger Kontroll- und Verfolgungsmaßnahmen gegen 
Justizangehörige bei Sexualdelikten, insbesondere im Hinblick auf 
Strafverfolgung, Disziplinarfolgen, Kosten, Verfahrensdauer und 
Vertrauen in die Justiz?

Die Fragen 8.2 und 8.3 werden zusammen beantwortet.

Die Strafverfolgungsbehörden nehmen unabhängig von der beruflichen Stellung eines 
Beschuldigten Ermittlungen auf, wenn ihnen zureichende tatsächliche Anhaltspunkte 
für verfolgbare Straftaten bekannt werden (§ 152 Abs. 2 StPO). Entsprechendes gilt 
nach Maßgabe von Art. 19 BayDG für die Dienstvorgesetzten und Disziplinarbehörden, 
wenn zureichende tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, die den Verdacht eines Dienst-
vergehens rechtfertigen.

Eine rechtsstaatliche und neutrale Verfolgung möglicher Straftaten oder Dienstvergehen 
von Justizbediensteten ist durch die strikte Bindung der Strafverfolgungsbehörden 
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und der mit Disziplinarverfahren betrauten Stellen an Recht und Gesetz, prozessuale 
Beteiligungsrechte der durch eine Tat verletzten Personen sowie eine umfassende 
Dienst-, Fach- und Rechtsaufsicht gewährleistet.

Ergänzend wird auf die Antwort zu den Fragen 7.1 bis 7.3 Bezug genommen.
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Hinweise des Landtagsamts

Zitate werden weder inhaltlich noch formal überprüft. Die korrekte Zitierweise liegt in 
der Verantwortung der Fragestellerin bzw. des Fragestellers sowie der Staatsregierung.

Zur Vereinfachung der Lesbarkeit können Internetadressen verkürzt dargestellt sein. 
Die vollständige Internetadresse ist als Hyperlink hinterlegt und in der digitalen Version 
des Dokuments direkt aufrufbar. Zusätzlich ist diese als Fußnote vollständig dargestellt. 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und 
der​ Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de/parlament/dokumente 
abrufbar.

Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de/aktuelles/sitzungen 
zur Verfügung.
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